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Urteil Nachweis der Voraussetzungen für den Vorsteuerabzug auch ohne Vorlage von Rechnungen möglich

von Rechtsanwalt (Syndikusrechtsanwalt) 

Christian Klüter, LBH-Steuerberatungs-

gesellschaft mbH, Friedrichsdorf/Ts.

Der EuGH hat klare Kante gezeigt. Eine Än-
derung der bisherigen Rechtsprechung ist 

nicht ersichtlich. Vielmehr haben die Richter noch einmal 
dezidiert herausgearbeitet, worin sie den Anwendungs-
bereich der Mehrwertsteuerbefreiung im Rahmen des 

EWG des Rates vom 17.5.1977 sehen. Hierbei wurden 

-
stellung der Grundstücke und eine mehr als nur sehr kur-
ze Dauer der Nutzungsüberlassung.

-

umsatzsteuerlicher Sicht. Nach wie vor nicht als Vermie-
tung und Verpachtung von Grundstücken steuerfrei ist 

-
pachtung von Maschinen und sonstigen Vorrichtungen 

-

Sicht der EuGH-Richter nicht voraus, dass die in Rede 

verbunden sind. Es genügt, dass sie weder beweglich 

Zwar bringt die hiesige EuGH-Entscheidung auf den 

darüber hinwegtäuschen, dass die aufgeworfene Rechts-
frage, wann denn die Mehrwertbefreiung aus Sicht des 
EuGH greift, auch in der Praxis immer wieder von großer 

-
bestände zur Mehrwertsteuer nur Ausnahmetatbestände 
regeln und eng ausgelegt werden müssen. Was das aber 
konkret heißt, erschließt sich oftmals nicht auf Anhieb. 
Deshalb ist jede EuGH-Entscheidung zu begrüßen, die zur 
Konkretisierung beiträgt.

Orientierungssatz

Die MwStSystRL, insbesondere Art. 167, Art. 168, Art. 178 

Buchst. a und Art. 179, sowie die Grundsätze der Neutralität 

der Mehrwertsteuer und der Verhältnismäßigkeit sind da-

hin auszulegen, dass unter Umständen wie denen des Aus-

ist, durch Vorlage von Rechnungen oder anderen Unterlagen 

den Betrag der von ihm gezahlten Vorsteuer nachzuweisen, 

nicht allein auf der Grundlage einer Schätzung in einem vom 

nationalen Gericht angeordneten Sachverständigengutach-

ten ein Recht auf Vorsteuerabzug geltend machen kann.

Das Entscheidungsersuchen betrifft die Auslegung der MwSt-

Grundsätze der Neutralität der Mehrwertsteuer und der Ver-
hältnismäßigkeit. 

-

im Gesamtwert von ca. 4,1 Mio. Euro. Die Steuerbehörden gin-

-

es natürlichen Personen nicht möglich gewesen, sich als mehr-

stattdessen Kassenzettel ausgehändigt worden, die aufgrund 
-

zwischen unleserlich geworden seien. Der Vorsteuerabzug wur-
de abgelehnt, im Klageverfahren wurden zwei Sachverständi-

EuGH Fragen zur Vorabentscheidung vorgelegt, nämlich ob 

für den Vorsteuerabzug erfüllt, gestattet ist, die als Vorsteuer 
für die Lieferungen von Gegenständen und Dienstleistungen 

-
erlicher Rechnungen nachzuweisen und, falls die erste Frage 
bejaht wird, ob für den Vorsteuerabzug eine mittelbare Schät-
zung durch gerichtliches Sachverständigengutachten ausrei-
chend ist. 

Das Urteil

Der EuGH verweist zunächst darauf, dass das Recht auf Vor-
steuerabzug ein fundamentaler Grundsatz des gemeinsamen 

-

der im Rahmen seiner wirtschaftlichen Tätigkeit geschuldeten 
Mehrwertsteuer entlastet werden. Differenziert wird zwischen 
den materiellen und formellen Voraussetzungen des Vorsteu-

Vorsteuerabzug, wenn der Anspruch auf die abziehbare Steuer 
-
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erabzug gegeben waren. Materiell ist erforderlich, dass 

Auf welche Weise dieser objektive Nachweis geführt 

-
gelegt werden. Auch dürfte eine Zeugenvernehmung 

-
nungskopien der Leistenden in Kombination mit Zah-
lungsnachweisen. Damit dürften auch die strikten for-
mellen Voraussetzungen zu den Angaben in Rechnungen 

-
agiert. Es ist davon auszugehen, dass sie es nicht anwen-
den will, da dann der in Deutschland bisher geltende strikte 
Grundsatz – kein Vorsteuerabzug ohne ordnungsgemäße 

aber rechtzeitig dafür Sorge tragen, dass die materiellen 
Voraussetzungen für den Vorsteuerabzug nachgewiesen 

-
fohlen werden, auf ordnungsgemäße Rechnungen für 
die Prüfung des Rechts auf Vorsteuerabzug zu verzich-
ten. Der alternative objektive Nachweis der Vorsteuer-
abzugsberechtigung in einem gerichtlichen Verfahren ist 
aufwendiger und unsicherer als die Rechnungsprüfung. 

-
-

eranteils zurückzustellen, bis die Rechnung korrigiert wird. 

Leitsatz

Die Anwendung der Durchschnittssatzbesteuerung für die im 

Rahmen eines Tierzucht- bzw. Tierhaltungsbetriebs einer KG 

ausgeführten Umsätze kann nicht mit der Begründung ver-

sagt werden, dass die ein Mitunternehmerrisiko tragenden 

Kommanditisten keine Mitunternehmerinitiative entfalten 

können, weil sie (formell) in keinem Fall den Mehrheitsge-

sellschafter an einer Beschlussfassung in der Gesellschafter-

versammlung hindern können, wenn sie nach der Zahl der 

übertragenen sog. freien Vieheinheiten die wirtschaftliche 

Grundlage der Gesellschaft wesentlich bestimmen.

BFH, Urteil vom 13.2.2019 – XI R 24/17*

Die Klägerin ist eine Kommanditgesellschaft, die in einem 
vom früheren Komplementär gepachtetem Stall Produktion 

-

wurden. 
Zu den formellen Voraussetzungen ergibt sich aus Art. 178 

-
satz der Mehrwertsteuerneutralität verlangt jedoch, dass der 
Vorsteuerabzug gewährt wird, wenn die materiellen Vorausset-
zungen erfüllt sind, selbst wenn bestimmte formelle Vorausset-
zungen nicht eingehalten werden. 

Die strikte Anwendung des formellen Erfordernisses, Rech-
nungen vorzulegen, verstößt deshalb nach Auffassung des 
EuGH gegen die Grundsätze der Neutralität und der Verhältnis-

-
-

wehrt würde. 
-

zug geltend machen will, nachweisen, dass er die Vorausset-
zungen dazu erfüllt. Er muss also durch objektive Nachweise 

-
stände oder Dienstleistungen geliefert bzw. erbracht haben, die 

und für die er die Mehrwertsteuer tatsächlich entrichtet hat. 
-

ferer oder Dienstleistungserbringer erbracht werden. Ein Sach-
verständigenguthaben kann diese Nachweise zwar ggf. ergän-
zen oder glaubwürdiger erscheinen lassen, nicht aber ersetzen. 
Durch ein Sachverständigengutachten konnte nicht nachge-

-
lich gezahlt hat. 
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noch nicht einzuschätzen. Der EuGH formuliert klar, dass 
die strikte Anwendung des formellen Erfordernisses, Rech-
nungen vorzulegen, gegen die Grundsätze der Neutralität 
und der Verhältnismäßigkeit verstoßen kann. § 15 Abs. 1 

-

-

sich unmittelbar auf die Rechtsprechung des EuGH beru-
fen. Allerdings muss der objektive Nachweis geführt wer-
den, dass materiell die Voraussetzungen für den Vorsteu-


